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Drittes Kapitel .

1. Die reichsgeſetzlichen Strafbeſtimmungen über den

Zweikampf .

finden ſich in den 88 201 —210 des Strafgeſetzbuches und

lauten :

Strafbeſtimmungen über den Zweikampf .

§ 201 . Die Herausforderung zum Zweikampfe mit tödlichen
Waffen , ſowie die Annahme einer ſolchen herausforderung wird mit

Feſtungshaft bis zu 6 Monaten beſtraft .

§ 202 . Feſtungshaft von 2 Monaten bis zu 2 Jahren tritt ein ,
wenn bei der Herausforderung die Übſicht , daß einer von beiden
Teilen das Leben verlieren ſoll , entweder ausgeſprochen iſt oder aus
der gewählten Art des Zweikampfes erhellt .

§ 205 . Diejenigen , welche den Auftrag zu einer herausforderung

übernehmen und ausrichten ( Kartellträger ) , werden mit Feſtungs⸗
haft bis zu 6 Monaten beſtraft .

§ 204 . Die Strafe der Herausforderung und der Annahme der⸗

ſelben , ſowie die Strafe der Kartellträger fällt weg , wenn die Parteien
den Zweikampf vor deſſen Beginn freiwillig aufgegeben haben .

§ 205 . Der Zweikampf wird mit Feſtungshaft von 3 Monaten
bis zu 5 Jahren beſtraft .

§ 206 . Wer ſeinen Gegner im Zweikampfe tötet , wird mit

Seſtungshaft nicht unter 2 Jahren , und wenn der Zweikampf ein

ſolcher war , welcher den Tod eines von beiden herbeiführen ſollte ,
mit S§eſtungshaft nicht unter 3 Jahren beſtraft .

§ 207 . Iſt eine Tötung oder Körperverletzung mittels vorſätz⸗
licher Ubertretung der vereinbarten oder hergebrachten Regeln des

Zweikampfes bewirkt worden , ſo iſt der Übertreter , ſofern nicht nach
den vorhergehenden Beſtimmungen eine härtere Strafe verwirkt iſt
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nach den allgemeinen Vorſchriften über das Verbrechen der Tötung

oder der Rörperverletzung zu beſtrafen .

§ 208 . Hat der Zweikampf ohne Sekundanten ſtattgefunden , ſo

kann die verwirkte Strafe bis um die hälfte , jedoch nicht über 15 Jahre

erhöht werden .

§209 . Kartellträger , welche ernſtlich bemüht ſind , den Zwei⸗

kampf zu verhindern , Sekundanten , ſowie zum Zweikampf zugezogene

Zeugen , krzte und Wundärzte ſind ſtraflos .

§ 210 . Wer einen anderen zum Zweikampf mit einem dritten

abſichtlich , inſonderheit durch Bezeigung oder kndrohung von Ver⸗

achtung anreizt , wird , falls der Zweikampf ſtattgefunden hat , mit

Gefängnis nicht unter drei Monaten beſtraft .

Dieſe Strafbeſtimmungen ſind auch in das Militär —

ſtrafgeſetzbuch aufgenommen und gelten für die Offi —

ziere . Ganz allgemein klagt man über die Milde dieſer

vorſchriften gegenüber anderen Delikten , noch mehr aber

über die Tatſache , daß in den allermeiſten Fällen an eine

verurteilung ſich ſofort eine Begnadigung knüpft ; erſt

in den letzten Jahren trat eine kinderung ein , und Duellanten

wurden nicht mehr oder ganz ſelten begnadigt . Nicht un⸗

berechtigt aber iſt die Klage , daß die Staatsanwaltſchaft auf

Grund des §210 viel zu ſelten vorgeht ; hier hätte ſie eine

handhabe zur Bekämpfung des unſittlichen Duellzwanges .

2. Das Militärduell .

Von allen Geſellſchaftsſchichten ſteht keine ſo unter der

Zwangsvorſtellung , als ſei das Duell unentbehrlich , wie

das Offizierkorps — trotz der ſchon geſchilderten vielen

Bemühungen von Kirche und Staat , Seldherren und oberſten

Kriegsherren gegen das Militärduell . Schon Papſt Alexan⸗

der VII . ( 1655 —67 ) hatte den Satz verworfen , es könne

ein zum Duell herausgeforderter Soldat die Herausforde⸗

rung annehmen , damit er vor anderen nicht den Vor —



wurf der Feigheit auf ſich lade “ . Papſt Benedikt XIVV .

hat ſodann am 10 . November 1752 folgende „Sätze der

Zenſur und Verdammung für würdig erachtet :

1. Ein Soldat , welcher als feige , furchtſam , mutlos und

zum Militärdienſt untauglich gehalten würde , wenn er ein

Duell nicht anbiete oder annehme und infolgedeſſen ſeines

Dienſtes , wodurch er ſich und die Seinigen ernährt , verluſtig

würde , oder auf immer der hoffnung auf eine ihm gebüh⸗

rende und von ihm verdiente Beförderung ſich begeben

müßte , ſei von Schuld und Strafe frei , wenn er das Duell

anbiete oder annehme .

2. Ein Heerführer oder Militäroberer , welcher ein Duell

annimmt aus ſchwerer Furcht , ſeinen Ruf und ſein Amt

zu verlieren , verfällt nicht den kirchlichen Strafen , welche die

Kirche gegen die Duellanten verhängt hat . “

Die berühmteſten heerführer ( Tilly , Guſtav Adolf ,

Friedrich II . , Blücher , Gneiſenau , Wilhelm I . uſw . ) ver⸗

boten das Duell , angefangen von der Verhängung der

Codesſtrafe bis zur ſchlichten Entlaſſung ; kein bekannter

Feldherr hat das Duell anerkannt oder unter ſeinen Schutz

genommen ; wer auf dem Felde der Ehre gekämpft hatte ,

verachtete mit Kaiſer Joſeph II . „die Grundſätze derjenigen ,

welche den Zweikampf verteidigen , zu rechtfertigen ſuchen

und ſich mit kaltem Blute durchbohren “ .

In dieſem unermüdlichen Kampfe nahmen — wie wir

ſchon geſehen haben — auch die Fürſten aus dem hauſe

hohenzollern eine hervorragende Stellung ein ; erſt im

19 . Jahrhundert traten unter dem Einfluß franzöſiſcher

Gebräuche gewiſſe Schwankungen ein , die allein die Ent⸗

laſſung der drei Grafen SchmiſingRerſſenbrock , welche ſo

ungeheures Kufſehen erregte , durch folgendes Schreiben



ihres Regimentskommandeurs vom 26 . Mai 1864 ver⸗

ſtändlich machen : „ Ihrer Entlaſſung aus der Kgl . Preuß .

Urmee ging ein Konflikt vorher , der die drei Brüder dazu

führte , zu erklären , daß ſie , den Geboten ihrer Kirche fol —

gend , niemals an einem Duell ſich beteiligen werden , auch

ſtets einem Rameraden , der ſeine hilfe oder Unterſtützung

als Zeuge oder Sekundant beanſpruchte , dieſe verweigern

werden . Dem Grafen Kerſſenbrock iſt wiederholt vorgeſtellt
worden , daß eine ſolche Erklärung , unbeachtet aus welchen

Motiven ſie entſpringt , dem Zuſammenhang der Ramerad⸗

ſchaft , der auf gegenſeitiger hilfe und Unterſtützung zu

jeder Zeit ſich gründet , vollſtändig entgegen iſt und daß

ſein Verbleiben im Dienſt als Offizier unter dieſen Verhält⸗

niſſen eine Unmöglichkeit ſei . Da der Graf Kerſſenbrock

bei dieſen Erklärungen beharrt hat , ſo iſt offiziell Meldung

gemacht worden und der Graf Rerſſenbrock demgemäß durch

Ordre vom 12 . Mai d. J . gänzlich aus den Militärdienſte

entlaſſen worden . “ Zu einer ſolchen Haltung eines Offi⸗

ziers mit allen Konſequenzen gehört mehr Mut wie zur

HUnnahme eines Duelles .

Die preußiſchen Soldatenkönige waren ſtets Gegner des

Duells ; um dieſe zu bekämpfen , führten ſie am 3. Huguſt

1808 die Ehrengerichte ein ; am 15 . Auguſt 1828 wurden

dieſe auch für das Duell zuſtändig . Unter Rönig Friedrich

Wilhelm III . hat ſich folgender Rechtszuſtand entwickelt :

„Offizierkorps ſind verpflichtet , Streitigkeiten ihrer Ka⸗

meraden durch Zurechtweiſung zu ſchlichten . Nötigenfalls
können Beleidigungsſachen vor das Forum der Ehren⸗

gerichte gezogen werden . Iſt die Beleidigung von geringem

Belang , oder iſt die Sache überhaupt zu einer gütlichen

lHlusgleichung oder zu einer bloßen Zurechtweiſung angetan ,
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ſo muß das Offizierkorps die Sache ohne weitere beſondere

Förmlichkeiten ſchlichten . Iſt die Sache nicht zum gütlichen

Husgleiche geeignet , und läßt ſie ſich nicht auf dieſe Art

oder durch bloße Zurechtweiſung ſchlichten , ſo muß ein

förmliches Ehrengericht eingeleitet und in der Sache er —

kannt werden . Derjenige Offizier , welcher ſeinen Kame⸗

raden durch ſchwere Beleidigung vorſätzlich an ſeiner Ehre

kränkt , iſt mit Entfernung aus dem Offizierſtande zu be⸗

ſtrafen . Beſteht eine ſolche Ehrenkränkung in einer geringen

Beleidigung , ſo iſt der Beleidiger mit Entlaſſung aus dem

Dienſt zu belegen . Die von den Ehrengerichten gegen die

Beleidiger erkannte Strafe iſt für den ungebührlich Ge⸗

kränkten eine vollſtändige Genugtuung und muß als ſolche
überall anerkannt werden . “

Eine erſchöpfende Statiſtik über die Jahl der Duelle aus

jener Zeit gibt es nicht ; nach den Akten ſteht feſt , daß von

1817 bis 1829 20 Offiziere im Duell gefallen ſind ; nachdem
den Ehrengerichten die Entſcheidung in Injurienſachen ge⸗

geben worden war , haben vom Jahre 1852 bis 1842 nach
den klkten des Kriegsminiſters noch 40 Duelle ſtattgefunden .

Hußerdem fanden 8 Unteroffizierduelle ſtatt .

Im Jahre 1845 wurde dann die ſchon genannte Ra⸗

binettsordre erlaſſen , welche nach dem Gutachten des Ge —

nerals von der Goeben folgenden Rern hatte :

„ Unvermeidlich ſcheint der Zweikampf im allgemeinen

nur in zwei Fällen : a) bei Anſchuldigung der Feigheit

ohne genugtuende Ehrenerklärung des Beleidigers im

Frieden , b) bei tätlicher Behandlung der Perſon oder ihrer

moraliſchen Befleckung oder der ihrer Samilie , was jenem

gleich zu erachten iſt . In allen übrigen Fällen kann und

muß die Reparation auf einem anderen Wege gefunden
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werden ; denn auf die perſönliche klnſicht eines Rachedürſtigen

darf es nie ankommen . Obgleich es Tatſache iſt , daß ſog .

Raufer meiſt ſchlechte , und Perſonen die tapfer —

ſten und ausgezeichnetſten Soldaten waren , die ,

auf die Gefahr hin , verkannt zu werden , jeden

Zweikampf beharrlich verſagten , ſo iſt es doch auch

nicht zu leugnen , daß im allgemeinen ein würdiges und

feſtes Benehmen im Zweikampf im Frieden immer als ein

letztes Mittel erſcheint , um dem Offizier Gelegenheit zu

geben , auf dieſem Boden ſeine Ehre ( ſeine erſte und letzte

LCebensbedingung ) zu retten und dem Stande ſelbſt eine

würdige Haltung zu bewahren . “
Die Verordnung von 1843 mußte im Jahre 1874 eine

Neuredaktion erfahren , nachdem die Strafbeſtimmungen
über den Zweikampf in das Strafgeſetzbuch übergegangen

waren , weshalb der zweite Teil der Verordnung hinfällig

wurde . Don 1843 —1856 fanden 64 Offiziersduelle ſtatt

und von 1862 —1886 ſind im ganzen 560 Offiziere wegen

Zweikampfes beſtraft worden .

Das Jahr 1886 bedeutet einen Wendepunkt in der

Frage der Duellbekämpfung ; der Zentrumsabgeordnete

Reichensperger brachte nämlich am 26 . November 1886

den erſten Initiativantrag gegen den Zweikampf ein ; in

ſeinem erſten Teil ſprach er die Erwartung aus , „ daß die

verbündeten Regierungen den immer weiter um ſich

greifenden Duellweſen mit entſprechendem Nachdruck ſowohl

auf dem autoritativem Wege als auch durch diſziplinare

und ſtrafrechtliche Repreſſion entgegenwirken werden “ ;

der zweite Teil des Untrages ſollte einen neuen § 210a in

das Strafgeſetzbuchaufnehmen , wonach das ſog . „ ameri —

kaniſche Duell “ ( ein Selbſtmord auf Derabredung , ent⸗



ſchieden zwiſchen zwei Perſonen durch Los ) unter Strafe

geſtellt werden ſollte . Wenn auch an dieſem erſten größeren

verſtoß , wie leicht erklärlich , der ſofortige geſetzgeberiſche

Erfolg ſich nicht anknüpfte , ſo war doch die Ungelegenheit

aufs neue zur Debatte geſtellt und das öffentliche Gewiſſen

geweckt worden . Es war freilich auch Zeit hierfür , denn die

Duelle nahmen gewaltig zu , und die Duellanten traten

immer gewaltiger auf . Der Duellzwang erfuhr eine

Bereicherung durch das geradezu provokatoriſche Kuf —

treten einzelner , die keinen Offizier mehr zulaſſen wollten ,

der nicht Unhänger des Duells war , durch ein förmliches

Spionageſuſtem gegen die Mitglieder nichtſchlagender

Studentenverbindungen , wenn dieſe als Offizieraſpiranten

zur Wahl zum Reſerveoffizier ſich ſtellten . Gegen dieſes

CTreiben erließ Kaiſer Wilhelm II . folgende Rabinetts⸗

ordre am 16 . Juni 1895 : „ In einem Spezialfall iſt es zur

Kenntnis Seiner Majeſtät des Kaiſer und Rönigs gekommen ,

daß ein Reſerveoffizier in falſcher Auffaſſung einer Hus⸗

kunft , welche der Bezirkskommandeur von ihm über die

außerdienſtlichen uſw . Verhältniſſe eines zur Offizierwahl

zu ſtellenden Reſerveoffizieraſpiranten erbat , an letzteren

hierbei die Frage gerichtet , ob er auch bereit ſein würde ,

vorkommendenfalls mit der Waffe Genugtuung zu geben

oder zu fordern . Seine Majeſtät haben Sich bei dem hierüber

erſtatteten Vortrag dahin zu äußern geruht , daß Allerhöchſt⸗

dieſelben eine derartige , dem Vernehmen nach ſogar teil —

weiſe ſeitens der Bezirkskommandeure ſelbſt geſtellte

Frage als unzuläſſigbezeichnen müßten , daſie weder
in dem 847 der Heerordnung noch irgendwo ſonſt vor —

geſchrieben ſei . “ Es verdient warme Unerkennung , daß

dieſer Grundſatz aufgeſtellt worden iſt , leider muß jedoch
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feſtgeſtellt werden , daß bis in die jüngſte Zeit herein nicht
alle Bezirkskommandeure nach dieſer Vorſchrift verfahren
haben . Aber es war nun eine verbindliche Grundlage ge⸗
ſchaffen , um gegen ſolche Mißſtände aufzutreten . Die

Zentrumsfraktion des Reichstages ließ es ſich nun

ganz beſonders angelegen ſein , immer wieder auf eine Be⸗

ſeitigung des Duells im heere hinzuweiſen , ſei es durch
Interpellation ( 20. u. 21 . April 1896 , 15 . Januar 1906) ,
die an markante Duellfälle anknüpften , ſei es durch ſelb⸗
ſtändige Anträge ( 1896 , 1912 ) . Als dann in der Nacht
vom 11 . auf 12 . Oktober 1896 der Ceutnant von Brüſewitz
den Mechaniker Siegmann wegen einer kleinen Differenz
einfach niederſtach , da war die Erregung groß im Dolke .
Am 17 . November 1896 ſagte der Reichskanzler eine neue
Kabinettsordre zu , welche den Duellunfug auf ein

Mindeſtmaß beſchränken werde , eine Verſchärfung der ſtraf⸗
rechtlichen Beſtimmungen gegen den Zweikampf , der in
den Reihen des aktiven Offizierkorps immer mehr abnahm ;
denn auf 4000 Offiziere kamen drei Duelle im Jahre .

Am 1. Januar 1897 konnte die angekündigte neue

Kabinettsordre KaiſerWilhelms II . publiziert werden ;

ſie war an den preußiſchen Kriegsminiſter gerichtet und hat
folgenden Wortlaut :

„ Ich laſſe dem Rriegsminiſterium beifolgend die heute
von Mir vollzogene Beſtimmung zur Ergänzung der Ein⸗

führungsordre zu der Derordnung über die Ehrengerichte
der Offiziere im preußiſchen heere vom 2. Mai 1874 mit
dem Auftrage zugehen , ſolche der Armee mit dem Hinzu⸗
fügen bekannt zu machen , daß auch dieſe Beſtimmungen
den Offizieren durch die kommandeure öfters in
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Erinnerung zu bringen ſind . Neues Palais , d. 1. J .

1897 . “ Wilhelm .
Un das Kriegsminiſterium . Ich will , daß Zwei —

kämpfen MReiner Offiziere mehr als bisher vor —

gebeugt wird . Die Anläſſe ſind oft geringfügiger Natur ,

Privatſtreitigkeiten und Beleidigungen , bei denen ein güt⸗

licher Husgleich ohne Schädigung der Standesehre möglich

iſt . Der Offizier muß es als Unrecht erkennen , die Ehre

eines anderen anzutaſten . HBat er hiergegen in Übereilung

oder Erregung gefehlt , ſo handelt er ritterlich , wenn

er an ſeinem Unrecht nicht feſthält , ſondern zu

gütlichem flusgleiche die hand bietet . Nicht minder

muß derjenige , dem eine Kränkung oder Beleidigung wider⸗

fahren iſt , die zur Uerſöhnung gebotene hand an —

nehmen , ſoweit Standesehre und gute Sitte es zulaſſen .

Es iſt deshalb Mein Wille , daß der Ehrenrat hinfort grund⸗

ſätzlich bei dem Kustrage von Ehrenhändeln mitwirken

ſoll . Er hat ſich dieſer pflicht mit dem gewiſſenhaften

Beſtreben zu unterziehen , einen gütlichen Husgleich

herbeizuführen . Um hierzu den Weg vorzuzeichnen ,

beſtimme Ich , in Ergänzung der Einführungsordre zu der

Vverordnung über die Ehrengerichte der Offiziere im preu⸗

ßiſchen heere vom 2. Mai 1874 folgendes :
I . Kommen zwiſchen Offizieren Privatſtreitigkeiten und

Beleidigungen vor , die nicht alsbald auf gütlichem Wege

ſtandesgemäß beglichen werden , ſo ſind die Beteiligten
verpflichtet , unter Unterlaſſung aller weiterer Schritte ,
ihrem Ehrenrat ſofort Unzeige zu machen .

II . Der Ehrenrat hat dann unter Leitung des Komman⸗

deurs den Sachverhalt ungeſäumt durch mündliche oder

ſchriftliche berhandlungen aufzuklären und nach dem



Ergebniſſe der Ermittlungen ſowie nach Unhören der Be —

teiligten ſchriftlich entweder 1. einen Husgleichsvorſchlag
aufzuſtellen , oder 2. zu erklären , daß er ſich nach der Lage
der Sache außerſtande ſehe , einen Kusgleich vorzuſchla —

gen , daß vielmehr ein ehrengerichtliches Verfahren not —

wendig ſei , oder aber 5. feſtzuſtellen , daß die Ehre der Be⸗

teiligten für nicht berührt zu erachten und deshalb weder

ein Grund zur Kufſtellung eines Husgleichsvorſchlages noch

auch zu einem ehrengerichtlichen Verfahren vorhanden ſei .
Der KAusgleichsvorſchlag hat ſich auch über Urt und Friſt
der Ausführung auszuſprechen . Nach Lage des Falles iſt

insbeſondere feſtzuſetzen , ob die lusführung , außer vor dem

Rommandeur und Ehrenrat , vor Zeugen , ob ſie ſchriftlich

zu erfolgen habe uſw . — Ein klusgleich iſt anzuſtreben , ſo⸗
weit es die Standesehre irgendwie zuläßt .

III . Der Beſchluß des Ehrenrats ( I . ) bedarf der ſchrift⸗

lichen Beſtätigung durch den kommandeur . Bei den

Ehrengerichten von Landwehrbezirken , deren kommandeur

nicht den Kang eines Regiments - RKommandeurs beſitzt , er⸗

folgt die Beſtätigung durch den Brigade - Rommandeur , dem

die Verhandlungen und der Beſchluß des Ehrenrats mit

einem Gutachten des Rommandeurs des Landwehrbezirkes

vorzulegen ſind . Der zur Beſtätigung Berechtigte iſt befugt :
1. den Husgleichsvorſchlag abzuändern , 2. in den Fällen zu

II . , 2 u. z3 ſeinerſeits einen Kusgleichsvorſchlag ſchriftlich
aufzuſtellen , 5. dem Husgleichsvorſchlage oder der Feſt⸗

ſtellung zu II , 5 die Beſtätigung zu verſagen und ſeinerſeits
die Erklärung nach II , 2 abzugeben .

IV . Den Beteiligten ſteht gegen den Ausgleichsvorſchlag
oder die Feſtſtellung zu II , 3 binnen drei Tagen die beim

Rommandeur anzubringende Berufung zu . Die Vor⸗



＋2＋＋ ⏑9 ＋˙ ͤ„ „ 4 „ „ „ ＋4 „ „ „ „ „ „ „ %„ „ %„ „ „ %„ %9 . 63

geſetzten haben ſich hierzu gutachtlich zu äußern und Meine

Entſcheidung einzuholen .
V. Durch die Ausführung des klusgleichsvorſchlages oder

die Feſtſtellung zu II , z findet der Streitfall ſelbſt zwiſchen

den Beteiligten ſowie dem Offizierkorps gegenüber ſeine

vollſtändige Erledigung . hierdurch iſt indes nicht aus⸗

geſchloſſen , das ehrengerichtliche Verfahren folgen zu laſſen ,

ſofern das Derhalten eines der Beteiligten hierzu Ver⸗

Ranlaſſung gegeben hat .
VI . Wird ein Ausgleichsvorſchlag nicht aufgeſtellt oder

die Erklärung zu II . 3 nicht abgegeben , ſo iſt ungeſäumt

nach § 27 ff . der Verordnung vom 2. Mai 1874 zu ver⸗

fahren . Das gleiche hat zu geſchehen , wenn der endgültig

feſtgeſtellte Husgleichsvorſchlag nicht ausgeführt wird .

VII . über einen Offizier , der unter Umgehung des

Ehrenrats oder vor endgültiger Entſcheidung über den

Beſchluß des Ehrenrats , oder unter Nichtachtung des end⸗

gültig feſtgeſetzten Ausgleichsvorſchlages oder der Feſt⸗

ſtellung zu II , 3, oder vor Meiner Entſcheidung auf den

ehrengerichtlichen Spruch einen anderen Offizier zum Zwei —

kampfe herausfordert oder die herausforderung eines an⸗

deren Offiziers zum Zweikampf annimmt , iſt Mir ſofort

zu berichten .
VIII . Iſt einer der Beteiligten ein General , ſo bleibt

die Beſtimmung des Kommandeurs und der Mitglieder des

Ehrenrats Meiner Entſcheidung vorbehalten . Iſt einer der

Beteiligten ein Stabsoffizier , ſo iſt der Ehrenrat des Ehren⸗

gerichts der Stabsoffiziere zuſtändig . Im übrigen wird ,

wenn die Beteiligten verſchiedenen Ehrengerichten unter⸗

ſtehen , der für die klusgleichverhandlungen zuſtändige Ehren⸗

rat durch den nächſten gemeinſchaftlichen Vorgeſetzten
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( Dienſtweg nach § 27 der Verordnung vom 2. Mai 1874 )
und falls ein ſolcher nicht vorhanden iſt , durch Vereinbarung
der kommandierende General ( bzw . mit dem kommandie⸗

renden Admiral der Marine ) beſtimmt . Wenn nötig , iſt
Meine Entſcheidung anzurufen .

IX . Gerät ein Offizier mit einem den Ehrengerichten

nicht unterworfenen Offizier oder mit einer Zivilperſon in

einen Ehrenhandel , ſo iſt er — ſofern nicht alsbald auf güt⸗

lichem Wege ein ſtandesgemäßer Kusgleich ſtattfindet —

gleichfalls zur umgehenden Unzeige an den Ehrenrat

verpflichtet . Cetzterer hat auch hier , ſoweit es die Umſtände
geſtatten , unter Leitung des Kommandeurs auf einen Aus⸗

gleich hinzuwirken .
Neues Palais , d. 1. I . 1897 . Wilhelm . “

Duellgegner wie Duellfreunde ſind darin einig , daß mit

dieſer Kabinettsordre ein großer Schritt vorwärts geſchehen

iſt . Das Duell nahm auch ſeither in den Reihen des aktiven

Offizierkorps ſtetig ab ; hier ſorgte das ſtete Zuſammen⸗
leben und der Reſpekt vor der Willensmeinung des oberſten

Kriegsherrn von ſelbſt dahin , daß man „ſich zuſammen⸗

nahm “ .
Leider aber entwickelte ſich gleichzeitig in den Reihen

der Reſerveoffiziere immer mehr der Duellunfug : ein

forſches Auftreten , ſchneidig und bei jeder Gelegenheit
mit der Piſtole klappend . Vielleicht iſt dieſe Erſcheinung

auch darauf zurückzuführen , daß Elemente in das Reſerve⸗

offizierkorps kamen , die der Anſicht huldigten , ſie müßten

ihre Ebenbürtigkeit durch beſonderen Schneid beweiſen . Alle

Duellfälle , die ſeit 1897 dem Reichstage und der Gffent⸗
lichkeit Anlaß zu beſonderen Klagen gaben , ſtammen aus

den Reihen der Reſerveoffiziere . So wurden in Röln zur



Vorbereitung einer am 4. Januar 1901 ſtattfindenden Wahl
zum Reſerveoffizier der Kabinettsordre von 1895 zuwider
Nachforſchungen über die grundſätzliche Stellung der Aſpi⸗
ranten zum Zweikampf angeſtellt , die Ergebniſſe bei der
Wabl zur Sprache gebracht , und ſind daraufhin diejenigen
Alſpiranten , welche Stellung gegen den Zweikampf genom⸗
men hatten , nicht gewählt worden . Die drei Bewerber
legten Beſchwerde ein und dann wurde die verfügung ge⸗
troffen , daß alle auf die unzuläſſige Nachforſchung bezüg⸗
lichen Schriftſtücke aus den Akten entfernt worden ſind .
Der preußiſche Kriegsminiſter erkannte ausdrücklich dieſes
Verhalten als gegen den Erlaß des Kaiſers verſtoßend an
( 15. Januar 1901 im Reichstage ) . Crotz aller ſolcher
Reichstagsdebatten fügten ſich immer wieder einzelne
Reſerveoffiziere nicht den geltenden Beſtimmungen ; im
Jahre 1905 wurde Rechtsanwalt Dr . Seldhaus zu Mülheim⸗
Ruhr , der Ceutnant der Candwehrartillerie war , wegen
einer Unterlaſſung der Herausforderung des Beleidigers
zum Zweikampfe mit ſchlichtem Abſchied entlaſſen , obwohl
das Amtsgericht in derſelben Beleidigungsſache in einem
Urteil vom Beleidiger ſagte , „ daß er ein noch junger und
offenbar noch wenig welterfahrener Mann ſei , der noch
von völlig einſeitig ſtudentiſchen Unſchauungen beherrſcht
werde und hier in rein provokatoriſcher und frivoler Weiſe
gehandelt habe “ .

Zur Rechtfertigung dieſes unbegreiflichen Verhaltens
trug der preußiſche Kriegsminiſter am 15 . Januar 1906

folgende Erklärung des Reichskanzlers im Reichstage vor :

„ Zur Austragung von Ehrenhändeln beſteht bei uns die Sitte
des Zweikampfes in weiten Kreiſen der gebildeten Stände . Im
Offizierkorps iſt der Zweikampf in wirkſamer Weiſe durch die Aller⸗

Ideal und geben. III . 5
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höchſte verordnung vom 1. Januar 1897 bekämpft worden . Weitere

Abhilfe könnte aber nur von einer gleichzeitigen kinderung der geſetz⸗

lichen Beſtimmungen über die ſtrafrechtliche berfolgung der

Beleidigung und des Zweikampfes erhofft werden . Eine ſolche

Anderung des Geſetzes iſt ſchon aus Anlaß der früheren Interpella⸗

tionen ernſtlich erwogen worden und wird auch jetzt noch im uge

behalten . Sie läßt ſich aber nicht durchführen ohne eine Umgeſtal⸗

tung der Übſchnitte des Strafgeſetzbuches über Beleidi —

gung und Zweikampf und ohne einen tiefen Eingriff in unſer

Strafſuſtem , insbeſondere , ſoweit es die eſtungsſtrafe und die Geld⸗

ſtrafe betrifft . Dieſes iſt nur möglich im Zuſammenhang mit der in

vorbereitung befindlichen Reviſion des Strafgeſetzbuches . Es

darf als ſicher angenommen werden , daß bei der Strafrechtsreviſion
die anderweitige ſtrafrechtliche Behandlung der Beleidigung und des

Zweikampfes eine wichtige § rage bilden wird . Inwieweit eine ſolche

enderung der Geſetzgebung eine Wandlung der zurzeit herrſchenden
Anſichten über die Wahrung der verletzten Ehre ausüben wird , muß

abgewartet werden . Solange aber der Zweikampf in weiten

Kreiſen noch als ein anerkanntes Mittel zur Wieder⸗
herſtellung der verletzten Ehre gilt , kann auch das Offi —

zierkorps in ſeinen Reihen kein Mitglied dulden , welches

nicht bereit iſt , gegebenenfalls mit der Waffe für ſeine

Ehre einzutreten . “
mit ſolcher Offenheit wie in den Schlußworten iſt noch

nie an maßgebender Stelle der Duellzwang für die Offiziere

verfochten worden ; man kann es daher verſtehen , wenn

im Reichstage und in der ganzen Gffentlichteit der ſchärfſte

proteſt gegen dieſe Auffaſſung ſich geltend machte . Der

Kriegsminiſter hatte daher ſelbſt am 50 . März 1906 das

Bedürfnis , dieſer erſten Erklärung eine Erläuterung folgen

zu laſſen , die zwar eine Einſchränkung , aber keine Zurück⸗

nahme des Duellzwanges enthielt ; er erklärte vielmehr nur :

„ Nach den geltenden Beſtimmungen iſt jeder Offizier verpflichtet ,

ſich in Ehrenangelegenheiten an ſeinen Ehrenrat zu wenden . Der

Ehrenrat hat dem Kommandeur ſeine Vorſchläge zu machen , die auf

einen Ausgleich , auf ein ehrengerichtliches Verfahren oder darauf



hinauslaufen können , daß die Angelegenheit überhaupt erledigt ſei .
Durch dieſe Inanſpruchnahme des Ehrengerichts und des Komman⸗
deurs iſt vor allem dahin eingewirkt , daß Streitigkeiten ſchnell und in

angemeſſener Weiſe erledigt oder , wenn dies nicht immer möglich iſt ,
vor das Forum der Ehrengerichte gebracht werden . Mit Sicherheit
kann wohl geſagt werden , daß Duelle aus kleinlicher Veranlaſſung
vollſtändig aufgehört haben und auch wegen frevelhafter , leichtfertiger
Beleidigung Zweikämpfe zwiſchen Offizieren kaum mehr ſtattfinden
können . In der CTat ſind Duelle zwiſchen Offizieren , ſeitdem dieſe

Verordnung zu Recht beſteht , nur noch derartig vereinzelt vorgekom⸗

men , daß von einem Duellunweſen füglich nicht mehr geſprochen
werden kann . Un dieſer Beſtimmung vom 1. Januar 1897 iſt durch
meine Erklärung ( vom 15. Januar 1906 ) nichts geändert ; ſie beſteht

nach wie vor in Kraft und wird ihrem Geiſte und Wortlaut nach

gehandhabt . Es iſt behauptet worden , daß die Beſtimmung , wonach
ein Offizier verabſchiedet wird , wenn er ſich weigert , ſeine Ehre

ſtandesgemäß zu wahren , darum ungerecht und verwerflich ſei , weil

es danach in das Belieben eines jeden geſtellt wäre , entweder den

Offizier zum Duell zu zwingen oder ihn aus ſeiner Stellung zu bringen .
Dem iſt aber nicht ſo . Genugtuung mit der Waffe wird nur gefordert
werden , wenn auch der Gegner ein Ehrenmann iſt . Rein Ehrengericht
wird aber wegen der Unterlaſſung einer Forderung an einen Be⸗

leidiger , der nachweislich nur , um den Beleidigten in ſeiner

Stellung als Offizier zu gefährden , oder aus ſonſt unehrenhaften
Motiven provoziert hat , letzteren des Mangels ehrenhafter Geſinnung
oder der Derletzung der Standesehre zeihen . Auch diejenige Aller⸗

höchſte Beſtimmung , durch welche es verboten iſt , einen Offißiers⸗

aſpiranten nach ſeiner perſönlichen Stellung zum Duell zu fragen , iſt

durchaus in Kraft . Verſtöße dagegen ſind unſtatthaft und gegen die

ausdrückliche Allerhöchſte Willensmeinung gerichtet . Aus meinen

Darlegungen dürfte daher wohl zu entnehmen ſein , daß in der Armee

alles geſchieht , um das Duell zu bekämpfen , und daß die ergriffenen

Maßnahmen zu einem günſtigen Reſultat geführt haben . Unſer

grundſätzliches Ziel bleibt es , das Duell zu unterdrücken . “

Dieſe Einſchränkung hat nur erreicht , daß man 1906

nicht einen Rückſchritt machte ; aber vorwärts kam man

durch dieſe Debatte nicht .
5 *



Das Jahr 1912 brachte dagegen einen weſentlichen Fort⸗

ſchritt ; die Kabinettsordre von 1897 tat ihre guten Wir⸗

kungen ; auf 10000 Offiziere waren beim Duell durch⸗

ſchnittlich jährlich beteiligt 5,5 Offiziere des aktiven Heeres

und 4,7 Offiziere des Beurlaubtenſtandes , alſo ein erheb⸗

licher Fortſchritt gegen früher . Den Anſtoß zu in Kusſicht

ſtehender Verbeſſerung bot der Fall eines Sanitätsoffiziers
Dr . Sambeth , in deſſen Ungelegenheit folgende Kabinetts⸗

ordre ergangen war :

„ Der Genannte iſt der Verletzung der Standesehre für

ſchuldig erachtet worden , weil er es unterlaſſen hat , eine

ſchwere Beleidigung , die ihm in einem Zwiſt mit einem

Berufsgenoſſen widerfahren iſt , in ſtandesgemäßer Weiſe

zu erledigen . Da Oberarzt Dr . Sambeth niemals die

Ubſicht gehabt hat , ſeinen Gegner perſönlich zur Derant⸗

wortung zu ziehen , ſo lag ein Ehrenhandel im Sinne der

Ziffer IX Meiner Ordre vom 1. Januar 1897 überhaupt

nicht vor , und war ein Eingreifen des Ehrenrats behufs

Herbeiführung eines Ausgleichs auch nicht erforderlich . —

Zu der Einleitung des ehrengerichtlichen Verfahrens und

zu dem Untrage des Ehrengerichts bemerke Ich , daß eine

aus religiöſer Überzeugung entſpringende grund —

ſätzliche Verwerfung des Zweikampfes ſich nicht

zum Gegenſtande ehrengerichtlicher Beurteilung

machen läßt , wenn auch ein Sanitätsoffizier , der

in dieſer hinſicht zu den Grundanſchauungen

ſeiner Standesgenoſſen in Widerſpruch tritt ,

nicht länger in ſeiner Dienſtſtellung belaſſen wer⸗



den kann . Ich lehne es daher ab , auf den vorliegenden
Spruch Entſcheidung zu treffen , und beſtimme , daß die
klkten hierüber wegzulegen ſind . Ich will indes in Rückſicht
darauf , daß nach den ſtattgehabten Ermittelungen der Ober⸗

arzt der Candwehr Dr . Sambeth keinen begründeten An⸗

laß zu der ihm widerfahrenen Beleidigung gegeben hatte ,
hierdurch aus Gnade genehmigen , daß er unverzüglich ſeine
Verabſchiedung nachſucht .

Homburg v. d. höhe , den 14 . April 1910 .

gez . Wilhelm K.

kin den Generalſtabsarzt der Armee . “

Dieſe Kabinettsordre wurde im Reichstage als ein
„Schlag in das Geſicht des chriſtlichen Volkes “ bezeichnet ,
was den preußiſchen Kriegsminiſter zu folgendem Recht⸗
fertigungsverſuch veranlaßte :

„ Die Kabinettsordre ſagt ausdrücklich , daß eine ehrengerichtlicheUnterſuchung , ſobald jemand aus religiöſen Gründen das Duell
ablehnt , nicht am Platze wäre , d. h. mit anderen Worten : hierhandelt es ſich nicht um würdig oder um nicht würdig , ſondern
hier handelt es ſich lediglich darum : jemand , der Huffaſſungenbekundet , wie es der betreffende Herr getan hat , paßt unter den
vorliegenden Umſtänden nicht mehr in die Verhältniſſe , in denen er
bisher war . “ ( 24. 4. 1912 ) .

Die Zentrumsfraktion proteſtierte mit Entſchiedenheit
gegen dieſe erneute Aufſtellung des Duellzwanges mit
folgender Erklärung vom 25 . April 1912 :

„ Das Deutſche Reich anerkennt die katholiſche Kirche , und der
Katholik darf im Reiche von keiner Stellung und aus keinem ſtaat⸗lichen Derbande ausgeſchloſſen werden , weil er Hluffaſſungen be⸗
kundet , die ſeinem religiöſen Bekenntnis entſprechen . Dieſen Rechts⸗ſchutz entzieht der Herr Miniſter durch die klußerung , die er getan hat ,
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und zugleich ſpricht er den Katholiken auch den Ehrbegriff ab, den

er für den Offiziersſtand in Anſpruch nimmt . Der Herr Kriegs⸗

miniſter ſtellt ſich und den Offiziersſtand mit dieſer Außerung außer⸗

halb des Geſetzes . Das Bürgerliche und das Militärſtrafgeſetzbuch

verbieten das Duell . Der herr Kriegsminiſter ſchließt aus dem

Offiziersſtand den aus , der dem Geſetze die Uchtung des Gehorſams

erweiſt . “

Um den Boden für eine Verſtändigung zu finden , gab

dann der Kriegsminiſter am 30 . kpril 1912 in der Budget⸗

kommiſſion des Reichstages folgende Erklärung ab :

„ Der Herr Abgeordnete Erzberger bezeichnete am 24 . Hpril

die über die Verabſchiedung des Oberarztes Dr . Sambeth ergangene

Allerhöchſte Ordre als einen „ Schlag gegen das chriſtliche Volk “ .

In der Erregung darüber gab ich meiner Erwiderung eine ungewollt

ſcharf klingende Saſſung , die zu meinem Bedauern zu vielen

Mißverſtändniſſen Vveranlaſſung gegeben hat . Ich habe niemals im

Sinn gehabt , einen Herrn , der aus reinen und edlen Motiven Duell⸗

gegner iſt , als weniger würdig anzuſehen . Ich habe den mir von

der Preſſe in den Mund gelegten Ausdruck : „ paßt nicht in die geſell⸗

ſchaftlichen Kreiſe “ , wie der Einblick in das unkorrigierte Stenogramm

zeigt , überhaupt nicht gebraucht . Ich würde mich mit einer Herab⸗

ſetzung dieſer Gegner des Zweikampfes auch mit der angegriffenen

Ordre in ſchroffen Gegenſatz gebracht haben , denn dieſe vertritt ja

gerade den umgekehrten Standpunkt . Das Ehrengericht der Sanitäts⸗

offiziere der 15. Diviſion hatte den Oberarzt Dr . Sambeth wegen Ver⸗

letzung der Standesehre verurteilt und zum ſchlichten Abſchied vor⸗

geſchlagen . Die Allerhöchſte Ordre lehnt dem entgegen die Beſtäti⸗

gung des Spruches ab und betont in beſtimmter Sorm , daß eine

Duellverweigerung aus religiöſen Gründen nicht Gegen⸗

ſtand einer ehrengerichtlichen Unterſuchung ſein könne ,

d. h. mit anderen Worten , daß hier überhaupt keine un⸗

ehrenhafte handlung vorliege . Dr . Sambeth hatte ſich jedoch

mit der Begründung ſeiner Duellverweigerung in Gegenſatz zu ſeinen

Standesgenoſſen gebracht . Seine Auffaſſung — und die meinte ich

bei meiner Erwiderung — gipfelte darin , daß er den Zweikampf mit

ſeinem Beleidiger ablehne in Rückſicht auf die göttlichen Gebote , die

menſchlichen Geſetze , die logiſche Vernunftlehre , ſeine Stellung als
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Samilienvater und die Satisfaktionsunfähigkeit ſeines Gegners . Sür
die letztere Behauptung konnte er nichts als deſſen angeblich ſchlechte
finanzielle Verhältniſſe anführen . Wenn die Allerhöchſte Ordre den
Dr . Sambeth zur Einreichung ſeines Übſchiedsgeſuchs veranlaßte , ſo
hat ſie damit keinen neuen Grundſatz aufgeſtellt , ſondern das ver⸗
treten , was in der Deutſchen Urmee von jeher geherrſcht hat und noch
herrſcht , und das bei den zahlreichen Duelldebatten im Reichstage
in den Erklärungen meiner Amtsvorgänger ſtets Ausdruck gefunden
hat . Danach ſteht die Duellverweigerung in einem ſo
ſcharfen Widerſpruch zu den in der Armee und in weiten
Kreiſen darüber hinaus tatſächlich herrſchenden Anſchau —
ungen über die Wiederherſtellung verletzter Ehre , daß
Offiziere , die im gegebenen Falle den Zweikampf ver⸗
weigern , in einen Gegenſatz zu Grundüberzeugungen ihrer
Kameraden geraten , der nicht ertragen werden kann .
Trotzdem ſehe auch ich den Zweikampf als ein Ubel an und werde
wie bisher mit allen Mitteln zu deſſen Einſchränkung beitragen , wie
dies meine Pflicht als Kriegsminiſter iſt . Seine gewaltſame Beſeiti⸗
gung iſt aber nicht möglich . Die Allerhöchſte Ordre vom 1. Januar
1897 weiſt den praktiſchen Weg , das Duell nach Möglichkeit
einzuſchränken . Infolgedeſſen iſt dasſelbe wegen nichtiger Ur⸗
ſachen aus der krmee überhaupt verſchwunden . Ein voller
Erfolg wird aber erſt möglich ſein , namentlich bei Zuſammenſtößen
zwiſchen Mitgliedern der Armee und perſonen außerhalb derſelben ,
wenn durch eine Anderung der Geſetzgebung der Schutz der
perſönlichen Ehre weſentlich verſtärkt worden iſt . Die Duell⸗
frage ſchließt die ſchwerſten ethiſchen Konflikte in ſich . Sie kann
nicht kurzerhand durch den Geſetzgeber gelöſt werden . Dies iſt auch
von grundſätzlichen Duellgegnern wiederholt , wenn auch beklagt , ſo
doch zugegeben worden . Ihrer Löſung näher kann ſie nur auf dem
praktiſchen Wege geführt werden , den die Armee ſeit 1897 einge⸗
ſchlagen hat . “

Wenn in dieſer programmatiſchen Erklärung der Duell⸗

zwang auch aufrechterhalten wird , ſo läßt ſie doch das

Beſtreben erkennen , einen weiteren Schritt zur Beſeitigung
des Übels zu unternehmen , und inſofern bedeutet ſie gegen⸗
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über 1906 einen nicht zu unterſchätzenden Fortſchritt , zumal
der Reichstag Richtlinien für eine Cöſung auf praktiſchem
Wege aufſtellte und annahm . ( Siehe 4. RKapitel . )

3. Das Studentenduell .

Die ſog . ſtudentiſchen Duelle oder Menſuren erfahren
in den weiteſten Rreiſen nicht jene Beurteilung , die man

dem Duell angedeihen läßt ; man ſieht ſie als harmloſe
Waffenſpiele , Fechtübungen , Rörperpflege und als einen

weſentlichen Teil des Studententums an ; ſie ſeien auch

ganz ungefährlich und der akademiſchen Jugend als Mittel

zur Erlangung perſönlichen Mutes und ritterlichen Sinnes

wohl zu gönnen . Eine ſolche milde Huffaſſung rechtfertigen
aber die Menſuren nicht , vollends nicht in ihren Ronſe —

quenzen . Zunächſt iſt es ſchon ein innerer Widerſpruch , die

Gefahren der ſtudentiſchen Duelle zu leugnen oder als

gering hinzuſtellen und gleichzeitig dieſe als zur Erlangung

ritterlicher Geſinnung unentbehrlich zu bezeichnen ; bei

einem völlig gefahrloſen Kampfe kann doch der Mut keine

Stärkung erfahren . Tatſächlich aber ſind die Menſuren gar

nicht ſo ungefährlich . Sodann richten die Menſuren mit

ihrem ebenſo ſchwammigen wie wiederum ſtarren Begriff
der Satisfaktionsfähigkeit eine Scheidewand im geſellſchaft⸗

lichen Leben auf , ſind die Quelle unberechtigten hochmutes
und die Urſache der „ Holzereien “ und „ Rempeleien “ und

anderen Unfuges , der ernſten jungen Männern fremd ſein

ſollte . Ein Staatsanwalt oder Richter , der mit zerhauenem

Geſicht Angeklagte wegen Rörperverletzung anklagen oder

verurteilen ſoll , nimmt ſich ſtets wie ein hohn aufs Geſetz
aus . Endlich aber ſind dieſe Menſuren die fruchtbare Vor⸗

ſchule des Duells im ſpäteren Leben und ſchon darum prin⸗
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zipiell zu verwerfen . Der Beweis hierfür wird am beſten
erbracht durch die Satzungen des Röſener 8 . C. , der alle

Korps umfaßt . Nach deſſen Organiſationsbeſtimmungen
muß jedes Mitglied einen feierlichen Schwur leiſten , daß
es die Beſtimmungen des S. C. nach allen Richtungen be⸗

folgen wird ( § 20) . Im 8 46 der Organiſation werden die

Sunktionen beſtimmt , die das präſidierende Rorps auszu⸗
führen hat , und hier wird unter Nr . 16 des 8 46 geſagt , es
habe den Piſtolenkaſten in Verwahrung zu nehmen . „ Der
Piſtolenkaſten ſpielt in dem S. C. ungefähr dieſelbe Rolle
wie die Bundeslade bei den alten Juden , er iſt das Aller⸗

heiligſte , wurde einmal nicht unzutreffend im Reichstage
geſagt . Im 866 wird mit deutlichen Worten der Duell⸗

zwang ausgeſprochen . Dort heißt es : „ Als Kläger vor
dem S. C. kann auftreten jeder hieſige oder auswärtige
Student , ſobald er nicht im perpetuellen Verruf iſt , dem

unbedingten Duellzwang huldigt und ſein Ehrenwort
gibt , ſich den Husſprüchen des 8 . C. unterwerfen zu wollen . “

Im § 124 heißt es : „ Nach jeder offenbaren Beleidigung
muß eine §orderung folgen . “ In 8 125 lieſt man : „ Jeder
kann in eigener Perſon unmittelbar nach der Beleidigung
fordern . Geſchieht dies nicht , ſo muß die Forderung inner⸗

halb dreier Tage durch einen Dritten erfolgen . Unterbleibt

dies , ſo kann der Beleidiger den Beleidigten daran erinnern .

Erfolgt dennoch binnen dreier Tage keine Sorderung , ſo
tritt auf Klage beim 8. C. Seigheitsgang ein , im Falle
nicht triftige Entſchuldigungsgründe vorhanden ſind . Im
übrigen gelten hier dieſelben Beſtimmungen , die in Ab⸗

ſchnitt 5 für Koramation feſtgeſetzt ſind . “ Der § 129 ent⸗

hält Vorſchriften für die Friſten für das Duell . In den

88 174 und 175 werden weiter ausführliche Beſtimmungen
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über das Piſtolenduell gegeben . Der § 190 handelt von

der Forderung auf Barriere , der § 192 von der Beſchaffung
der Paukpiſtolen . Er lautet wörtlich : „ Der S. C. hat für

die Paukpiſtolen zu ſorgen und zugleich eine paſſende

Kugelform und Pulvermaß zu ſtellen . “
Wenn man in dieſem Zuſammenhang die Menſuren

und Studentenduelle betrachtet , dann ſind ſie nicht mehr

harmloſe Spielereien , ſondern ſie ſind die Urſache , warum

der Duellunfug noch ſo ſtark in bürgerlichen Kreiſen herrſcht

und den Kampf gegen das Militärduell erſchwert .

Die Kirche hat auch mit Recht nie einen Unterſchied

zwiſchen dem Studentenduell und den anderen Duells ge⸗

macht und alle Strafen , die für letztere feſtgeſetzt ſind ,

treffen auch die Teilnehmer an erſterem . kls im Jahre

1885 ein Innsbrucker Univerſitätsprofeſſor in öffentlicher
Rede den ſtudentiſchen Menſuren das Wort ſprach , haben

ſämtliche Tiroler Biſchöfe unterm 29 . November 1885 fol⸗

genden Proteſt erlaſſen : „ Wir Landesbiſchöfe halten uns

für verpflichtet , im Intereſſe des chriſtlichen Moralgeſetzes ,

welches ebenſo wie das Dogma unſerer Obhut anvertraut

iſt , ſowie im Intereſſe der Eltern vieler ſtudierender Jüng⸗

linge und dieſer ſelbſt gegen dieſe Enuntiation Proteſt ein⸗

zulegen , damit nicht unſer Stillſchweigen die Meinung er⸗

wecke , als billigten wir öffentlich , und zwar vor einer

großen Verſammlung ausgeſprochene Grundſätze , welche
dem göttlichen , kirchlichen und ſelbſt dem ſtaatlichen Geſetze

widerſtreiten . Die ſtudentiſchen Menſuren ſind keineswegs

als bloße Fechtübungen und Rampfſpiele aufzufaſſen , ſie

werden vielmehr nicht nur von Moral⸗ , ſondern auch

Straftechtslehrern und Gerichtshöfen geradezu unter

den Begriff des Duells ſubſumiert , von dem ſie
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ſich nur in unweſentlichen Punkten unterſcheiden . Aber

ſelbſt abgeſehen von dieſer Frage , ſind und bleiben die

Menſuren vor dem Sittengeſetze immer verwerflich

und ſündhaft , weil es dabei nicht nur ſtets auf Ver⸗

wundungen abgeſehen iſt, ſondern auch , weil die Kämpfen⸗

den ſelbſt ihr Ceben der Gefahr ausſetzen , ganz vorzüglich
aber , weil durch dieſelben der immer weiter um ſich grei⸗

fenden Duellmanie mächtig Vorſchub geleiſtet wird . “

So konſequent hier die Kirche vorgeht , ſo kann man

dies nicht von der ſtaatlichen Geſetzgebung ſagen ; ſie be⸗

ſtimmt über die Menſuren gar nichts , ſo daß ſowohl die

vorſchriften über den Zweikampf wie über die Rörper⸗

verletzung Unwendung finden könnten . Aber die Rechts⸗

pflege unterläßt es in recht vielen Fällen , gegen das

Studentenduell einzuſchreiten , obwohl es ihr in den aller⸗

meiſten Fällen möglich wäre , dieſe zu verhindern oder die

Teilnehmer an demſelben gerichtlich zu verfolgen , zumal

dieſelben die Zeichen der Geſetzesmißachtung noch prahlend

zur Schau tragen . Das Reichsgericht erwies ſich auch

hier als Stätte für Weiterbildung des Rechts ; denn der

3. Strafſenat hat am 2. Juni 1880 deutlich ausgeſprochen ,

daß das Studentenduell unter die Strafvorſchriften gegen

den Zweikampf und daß der Schläger unter die „ töd —

lichen Waffen “ falle ; es genüge , daß „ der Tod mit der

wWaffe herbeigeführt werden kann , d. i. daß die Waffe

bei ihrer herkömmlichen klnwendung zur herbeiführung

tödlicher Verletzungen geeignet iſt “. Ein Weiteres iſt aus

dem Begriff „tödlich “ nicht zu folgern , insbeſondere iſt

nicht erforderlich , daß die Beibringung tödlicher Verletzungen

die nächſte Beſtimmung der Waffe und die regelmäßige

Folge ihrer herkömmlichen Anwendung ſei . Eine „töd —
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liche Waffe “ iſt vielmehr begrifflich ſchon dann vorhanden ,
„ wenn die Waffe bei ihrer herkömmlichen Anwendung töd⸗

liche Verletzungen herbeizuführen geeignet iſt “. Am

22. 5 Sebruar 1882 hat derſelbe 5. Strafſenat erklärt ,
daß die Ausfechtung einer Menſur , bei der ein Student

„mittelſt eines geſchliffenen Schlägers körperlich verletzt “
wurde , kein Zweikampf ſei , da durch die angewendeten
Schutzmittel jede Lebensgefährdung ausgeſchloſſen geweſen
ſei ; darum falle das ganze Delikt nicht unter die Vor⸗

ſchriften über den Zweikampf , wohl aber unter die Straf⸗
beſtimmungen über Rörperverletzung und Cötung ; es ſei
ganz klar , „ daß die hier fraglichen RKörperverletzungen und

Cötungen lediglich den hierfür gegebenen allgemeinen
Strafvorſchriften unterliegen “ . Wie ſchnell würden die

Menſuren verſchwinden , wenn gegen alle Studenten ge⸗
mäß dieſem Urteil vorgegangen würde ! Der 1. Strafſenat
nahm in ſeinem Urteil vom 10 . Juni 1882 . die beiden ge⸗
nannten Urteile in ſein Erkenntnis auf . Die vereinigten
Strafſenate hatten am 6. März 1885 ſich wiederum mit
dem Studentenduell zu befaſſen ; in dem vorliegenden
Salle war der eine Student bei einer „ Paukerei “ an der

Wange leicht verletzt worden ; das Landgericht Fürth ſprach
den Ungeklagten wegen Dergehens des Zweikampfes frei ,
verurteilte ihn aber wegen Rörperverletzung ; der verletzte
Student ging ſtraflos aus , da nur ein ſtrafloſer Berſuch der

Rörperverletzung vorliege . Der Staatsanwalt legte Re⸗

viſion ein , da es ſich um einen Zweikampf gehandelt habe.
Die gebrauchten Studentenſchläger ſeien tödliche Waffen .
Das Reichsgericht gab der Reviſion ſtatt ; denn die Schutz⸗
vorrichtungen könnten wohl die tödliche Wirkung der

waffen für den Duellanten aufheben , aber die Eigenſchaft
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der Waffe ſei dadurch nicht verändert , auch nicht die

„Möglichkeit der ſchwerſten körperlichen Verletzungen “.
Somit hat das Reichsgericht klar entſchieden , daß die
Studenten menſuren den Zweikampfſtrafen des Straf⸗
geſetzbuches zu unterſtellen ſeien . Das Neichsgericht iſt
nicht in die Cage gekommen , dieſen Standpunkt in weiteren
Entſcheidungen feſtzuhalten , weil die Staatsanwaltſchaft ,
obwohl ſie nach 8 152 der Strafprozeßordnung wegen aller
gerichtlich ſtrafbaren und verfolgbaren Handlungen einzu⸗
ſchreiten hat , dem Erkenntniſſe des höchſten deutſchen Ge⸗
richtshofes zum Crotz der weiteren Strafverfolgung der

Studentenmenſuren ſich enthalten hat.
So muß man konſtatieren , daß die Wurzel des Duell⸗

übels heute bei den Studenten und Reſerveoffizieren ſitzt ,
daß aber auch dieſe Wurzel ausgeriſſen werden könnte ,
wenn in den Offizierskreiſen das Duell einfach durch ein

Machtwort des Kaiſers verboten würde .

VVV
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